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Zusammenfassung 

Das Computerzeitalter macht auch bei der Ermittlung von Straftätern und Straftäterinnen 
nicht halt. Das in Kanada entwickelte Computerprogramm "ViCLAS"1 ermöglicht es, Zu-
sammenhänge und typische Verhaltensmuster der Täterschaft und der Tatumstände zu 
erkennen. Die Datenbank wird laufend mit Informationen zu neuen Delikten gespiesen. 
Viele Länder setzen das ViCLAS-System schon seit einiger Zeit mit Erfolg ein, in Europa 
ist das System in Frankreich, Deutschland, Grossbritannien, Österreich, in den Benelux-
Staaten und in Tschechien bereits in Betrieb. In der Schweiz läuft seit Mai 2003 ein Pilot-
betrieb. Bereits konnten in der Schweiz mehrere Täter dank den entscheidenden Hinwei-
sen von ViCLAS gefasst und verurteilt werden. 

Im Rahmen der Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren 
(KKJPD) arbeiteten die Kantone eine interkantonale Vereinbarung (Konkordat) aus, um 
ViCLAS in der Schweiz flächendeckend einzuführen. Der Regierungsrat schlägt vor, dass 
auch der Kanton Basel-Landschaft diesem für die Verbrechensbekämpfung und -ver-
hütung wichtigen Konkordat beitritt.  

Die Kosten des ViCLAS-Systems teilen die Kantone entsprechend ihrer Bevölkerungszah-
len unter sich auf. Der basellandschaftliche Anteil beträgt so rund 55'000 Franken pro 
Jahr. Bei systembedingten Erneuerungen und Anschaffungen können zusätzliche Kosten 
anfallen.  

A. Ausgangslage  

Das ViCLAS1 ist eine elektronische Datenbank, die von der Royal Canadian Mounted Po-
lice entwickelt wurde. Dieses neue Werkzeug im Bereich der Recherche, Auswertung und 
Analyse von Gewaltverbrechen hilft den Strafermittlungsbehörden, bei bestimmten Ge-
walt- und Sexualstraftaten2 anhand des "Verhaltensfingerabdrucks" der Täterschaft Ge-
meinsamkeiten und Serien-Zusammenhänge mit anderen Delikten zu erkennen. Mit einem 
umfassenden Katalog von 168 Fragen werden im System alle relevanten Informationen 
zur Täterschaft, zum Opfer und zu den Tatumständen erfasst und analysiert. So werden in 
ViCLAS Daten über den Täter, die Täter-Opfer-Beziehung, die Tatörtlichkeiten, Verletzun-
gen, Todesursache, Tatvorgehensweise (verbales, physisches und sexuelles Verhalten), 
Waffen, Gegenstände und Fahrzeuge gesammelt. ViCLAS kann keine Straffälle aufklären, 
sondern liefert Ermittlungsansätze, denen die zuständigen Behörden nachgehen können.  

                                                 
1 Violent Crime Linkage Analysis System 
2 Tötungsdelikte, Sexualdelikte, Vermisstenfälle, verdächtiges Ansprechen von Kindern, Entführungen, Tier-

quälerei mit Gewalt- oder Sexualhintergrund 
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In der Schweiz führte ViCLAS bereits im Pilotbetrieb zu mehreren Ermittlungserfolgen. 
Das neue System ermöglichte die Aufklärung eines Tötungsdelikts und bei mehreren  
Sexualdelikten konnten entscheidende Zusammenhänge erkannt werden. Mit Hilfe von 
ViCLAS liessen sich beispielsweise einem 54jährigen Mann mehrere Sexualdelikte nach-
weisen, deren Begehung zum Teil schon Jahre zurücklag. Dem Täter konnten wegen der 
Ähnlichkeit in der Vorgehensweise über zwei Dutzend solcher Straftaten zugeordnet wer-
den, die als noch ungeklärte Sexualdelikte in der ViCLAS-Datenbank aufgenommen waren.  

2001 beschloss die Konferenz der kantonalen Polizeikommandanten der Schweiz 
(KKPKS), mit ViCLAS einen Pilotversuch durchzuführen, der im Mai 2003 startete. Seither 
führt die Kantonspolizei Bern die nationale ViCLAS-Zentralstelle. In Bern und in verschie-
denen Aussenstellen werden die relevanten Fälle in der Datenbank erfasst.  

Anfang 2008 führte die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und  
-direktoren (KKJPD) bei den Kantonen eine Vernehmlassung betreffend definitive Einfüh-
rung von ViCLAS auf Konkordatsebene durch. Gestützt auf das positive Echo wurde in der 
Folge ein entsprechender Konkordatsentwurf ausgearbeitet.   

Mit Schreiben vom 22. Mai 2009 gelangte die KKJPD an alle Kantonsregierungen, mit der 
Bitte, der am 2. April 2009 von der KKJPD-Frühjahrsversammlung genehmigten "Interkan-
tonalen Vereinbarung (Konkordat) über die computergestützte Zusammenarbeit der Kan-
tone bei der Aufklärung von Gewaltdelikten (ViCLAS-Konkordat)" beizutreten.  

Mit dem ViCLAS-Konkordat werden die beteiligten Kantone ausdrücklich ermächtigt, die 
Personendaten untereinander auszutauschen, damit kantonsübergreifend tätige Delin-
quenten erkannt werden können. Die Datenspeicherung und die Verantwortung für die 
Einhaltung des Datenschutzes obliegen dem (Pilot-)Kanton Bern. Er behandelt als  
ViCLAS-Zentralstelle auch die Gesuche um Auskunft und Einsicht, wobei das Daten-
schutzgesetz des Kantons Bern Anwendung findet. Weiter sieht das Konkordat vor, dass 
die Daten von allen Beteiligten (Täter, Mittäter, Anstifter, Gehilfen) nach 40 Jahren auto-
matisch gelöscht werden; bei erheblicher Wiederholungsgefahr besteht eine Verlänge-
rungsmöglichkeit. Ein Blick ins Ausland zeigt, dass die Schweiz mit einer Löschfrist von 40 
Jahren im Mittelfeld liegt (Frankreich ebenfalls 40 Jahre, Grossbritannien 100 Jahre). 

Die in der Zentrale und in den Aussenstellen anfallenden Personal-, Infrastruktur- und  
Lizenzkosten werden auf die Kantone entsprechend ihrer Bevölkerungszahl aufgeteilt. 
Treten wie von der KKJPD angestrebt und zu erwarten alle Kantone bei, beträgt der Kos-
tenanteil für unseren Kanton rund 55'000 Franken pro Jahr.  



  SEITE 4
 
 
 

Der Regierungsrat ist der Ansicht, dass das ViCLAS-System angesichts der positiven Re-
sultate im In- und Ausland auch in der Schweiz definitiv einzuführen ist. Den Ermittlern soll 
damit ein modernes Instrument zur Aufklärung von Straftaten in die Hand gegeben wer-
den. 
 
Artikel 17 Absatz 1 des Konkordats sieht vor, dass dieses in Kraft tritt, sobald ihm der Kan-
ton Bern sowie mindestens zwei weitere Kantone beigetreten sind. Diese Kriterien sind 
bereits erfüllt: Bisher haben sieben Kantone den Beitritt beschlossen und in vielen ande-
ren Kantonen läuft der Ratifikationsprozess. 
 
Bereits beschlossene Beitritte (Stand 28. April 2010): 
Kanton Beitritt per 
Appenzell-Innerrhoden 1. Mai 2010 
Bern 1. Mai 2010 
Neuchâtel 1. Mai 2010 
Nidwalden 1. Mai 2010 
Solothurn 1. Mai 2010 
Thurgau 1. Mai 2010 
Uri 1. Mai 2010 
 

B. Rechtliche Grundlagen  

1. Allgemeines 

Nach § 64 Absatz 1 der Kantonsverfassung (SGS 100) genehmigt der Landrat Staatsver-
träge, die der Volksabstimmung unterliegen (Buchstabe a) sowie alle übrigen Staatsver-
träge, soweit nicht der Regierungsrat durch Gesetz zum endgültigen Abschluss ermächtigt 
ist (Buchstabe b). Mit dem vorliegenden Konkordat soll eine definitive und unbefristete 
Grundlage für den Betrieb einer Datenbank mit sensiblen Daten geschaffen werden. Somit 
handelt es sich um einen Staatsvertrag mit gesetzeswesentlichem Inhalt, der vom Landrat 
genehmigt werden muss (§ 64 Absatz 1 Buchstabe a in Verbindung mit § 30 Buchstabe b 
sowie § 31 Absatz 1 Buchstabe c der Kantonsverfassung).  
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2. Ergänzung des kantonalen Rechts 

Für den Beitritt zum ViCLAS-Konkordat sind zwei Ausführungsbestimmungen im kantona-
len Recht zu schaffen. Einerseits ist die gerichtliche Instanz zu bezeichnen, die für die 
Verlängerung der Daten-Aufbewahrungsfrist in Fällen mit erheblicher Wiederholungsge-
fahr zuständig ist. Andererseits muss das kantonale Recht festlegen, wer in unserem Kan-
ton die nötigen Meldungen an die ViCLAS-Zentralstelle betreffend löschungspflichtige  
Daten und Unterbrechungen der Löschfrist erstattet. Dazu sind ergänzende Regelungen 
im Polizeigesetz und im Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung 
nötig, die nachfolgend erläutert werden. 
 

C. Kommentierung der Änderungsbestimmungen 

1. Polizeigesetz 

§ 45a Absatz 1 
Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe b des ViCLAS-Konkordats sieht vor, dass die generelle 
Daten-Aufbewahrungsfrist von 40 Jahren in Fällen erheblicher Wiederholungsgefahr ver-
längert werden kann. Vorgesehen sind Verlängerungen um jeweils fünf Jahre. Zuständig 
für den Verlängerungsentscheid ist die nach kantonalem Recht zuständige richterliche 
Behörde. 

Als richterliche Instanz drängt sich das Zwangsmassnahmengericht auf, welches mit der 
neuen Schweizerischen Strafprozessordnung geschaffen wird.3 Dieses Gericht befasst 
sich mit Verfahrensfragen wie der Anordnung von Untersuchungs- und Sicherheitshaft und 
der Genehmigung weiterer Zwangsmassnahmen. Das Delikt selbst beurteilt es nicht. Die 
Verlängerung der Aufbewahrungsfrist ist ebenfalls eine Verfahrensfrage und passt daher 
zum sonstigen Aufgabenbereich des Zwangsmassnahmengerichts. 
 
§ 45a Absatz 2 
Das ViCLAS-Konkordat sieht vor, dass die Aufbewahrungsfrist während des Vollzugs ei-
ner Freiheitsstrafe still steht. Weiter sind Datensätze über die (mutmassliche) Täterschaft 
zu löschen, wenn ein Freispruch erfolgt oder ein Verdacht definitiv ausgeräumt ist. Damit 
diese Vorschriften vollzogen werden können, braucht es ein Meldesystem. Das kantonale 
Recht muss die meldepflichtigen Behörden bezeichnen. Vorgesehen ist, dass die für den 
Straf- und Massnahmenvollzug zuständige Sicherheitsdirektion Beginn und Ende der  
Strafen und Massnahmen der ViCLAS-Zentralstelle bei der Kantonspolizei Bern meldet, 

                                                 
3 Das künftige Zwangsmassnahmengericht wird das heutige Verfahrensgericht in Strafsachen ablösen.  
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während die urteilenden Gerichte die Freisprüche und sonstigen den Tatverdacht ausräu-
menden Entscheide sowie die Polizei BL und die Staatsanwaltschaft die definitiven Ver-
dachtsausschlüsse melden.  
 

2. Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung (EG StPO) 

§ 14 Absatz 4 
§ 14 Absatz 4 des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Strafprozessordnung, das 
am 1. Januar 2011 in Kraft treten wird, enthält einen Verweis, wonach das Zwangsmass-
nahmengericht die Aufgaben gemäss Artikel 18 der Schweizerischen Strafprozessordnung 
wahrnimmt. Weil das Zwangsmassnahmengericht mit dem neuen § 45a Polizeigesetz 
auch zum Vollzug des ViCLAS-Konkordats eingesetzt werden soll, bedarf dieser Verweis 
einer Ergänzung. Es wurde eine Formulierung gewählt, die neben den Aufgaben gemäss 
ViCLAS-Konkordat weitere Aufgabenübertragungen an das Zwangsmassnahmengericht 
ermöglicht. 
 

D. Regulierungsfolgeabschätzung4

Der Beitritt zum ViCLAS-Konkordat respektive die darin geregelte computergestützte Zu-
sammenarbeit der Kantone bei der Aufklärung von Gewaltdelikten bewirkt weder für die 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) noch für die sonstige Privatwirtschaft eine ad-
ministrative Belastung.  

                                                 
4 vgl. das Gesetz vom 5. Juni 2005 über die Reduktion der Regelungsdichte und den Abbau der administra-

tiven Belastung für die kleineren und mittleren Unternehmen KMU (SGS 541), insbesondere § 4. 
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E. Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens 

1. Vorbemerkungen betreffend hängige Bundesgerichtsverfahren 

Im Zusammenhang mit einer anderen Landratsvorlage5 wies das Kantonsgericht in seiner 
Stellungnahme darauf hin, beim Bundesgericht seien vier Beschwerden gegen kantonale 
Erlasse hängig, die dem Zwangsmassnahmengericht auch Aufgaben ausserhalb der 
Schweizerischen Strafprozessordnung (StPO) zuweisen würden. Auf Nachfrage bestätigte 
das Bundesgericht diese Information und stellte die Zusendung der entsprechenden Urtei-
le in Aussicht. Daher wurde im Vernehmlassungsverfahren ein entsprechender Vorbehalt 
angebracht. Auf schriftliche Rückfrage teilte nun das Bundesgericht am 29. März 2010 mit, 
dass es die – immer noch pendenten – Beschwerden nochmals detailliert gesichtet habe. 
Die Sichtung habe ergeben, dass die Frage, ob das Zwangsmassnahmengericht neben 
den Aufgaben gemäss der Schweizerischen Strafprozessordnung auch noch weitere Auf-
gaben wahrnehmen könne, vom Bundesgericht doch nicht zu entscheiden sei. 

In rechtlicher Hinsicht ist der Regierungsrat der Ansicht, dass die Gerichtsorganisation 
unter kantonaler Hoheit steht und daher dem Zwangsmassnahmengericht zusätzliche 
Aufgaben zugewiesen werden können. Der Rechtsdienst des Regierungsrats führt in sei-
ner Vernehmlassung zur oben erwähnter Vorlage unter anderem Folgendes aus: "(…) Wir 
sind dabei mit Ihnen der Auffassung, dass die vorgesehene Aufgabe dem neuen Zwangs-
massnahmengericht übertragen werden darf. Nach unserer Auffassung regelt die Schwei-
zerische Strafprozessordnung lediglich die Funktion des Zwangsmassnahmengerichts. 
Dabei wird abschliessend bestimmt, welche Aufgaben diesem Gericht im Rahmen des 
Strafverfahrens zukommen. Die StPO schliesst aber nach unserer Auffassung nicht aus, 
dass dem Gericht noch weitere Aufgaben (ausserhalb des Strafverfahrens) zugewiesen 
werden können. So führt der Bundesrat in seiner Botschaft vom 21. Dezember 2005 zur 
Vereinheitlichung des Strafprozessrechts (BBl 2006 S. 1085 ff.) in seinem Kommentar 
zum vorgesehenen Artikel 18 aus, es stehe Bund und Kantonen frei, welchem Gericht sie 
die Funktionen des Zwangsmassnahmengerichts zuweisen wollten. Es bleibe Ihnen über-
lassen, ob sie ein von den übrigen erstinstanzlichen Gerichten getrenntes Zwangsmass-
nahmengericht, eine Kammer des erstinstanzlichen Gerichts, die Verfahrensleitung oder 
aber ein Einzelgericht mit dieser Aufgabe betrauen wollten (BBl 2006, S. 1137 f.). Wenn 
es aber den Kantonen frei steht zu entscheiden, welchem Gericht sie die Funktion des 
Zwangsmassnahmengerichts zuweisen, so muss es ihnen e contrario auch frei stehen 

                                                 
5 Vorlage 2010-177 vom 4. Mai 2010 betreffend Wechsel der richterlichen Überprüfungsbehörde betreffend 

Polizeigewahrsam für Gewalttäter/-innen anlässlich von Sportveranstaltungen (Anpassung Polizeigesetz und 
Gerichtsorganisationsgesetz sowie Verfassungsänderung) 

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2010/2010-177.pdf
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einem neu geschaffenen Zwangsmassnahmengericht noch weitere Aufgaben ausserhalb 
des Strafverfahrens zuzuweisen. (…)".  
 

2. Vernehmlassungen im Einzelnen 

Das Kantonsgericht erachtet den vorgesehenen Beitritt zum ViCLAS-Konkordat als wirk-
samen Beitrag zur Bekämpfung der Gewalt- und Sexualkriminalität. Im Weiteren führt das 
Kantonsgericht aus: 

o Das Kantonsgericht gehe davon aus, dass zwecks Aufklärung neuer Delikte die blosse 
Tatsache der Einstellung von Strafverfahren, beispielsweise wegen Verjährung, nicht 
zur Löschung im ViCLAS führen solle, sondern offenbar nur in Fällen, in denen ein Tat-
verdacht definitiv ausgeräumt werde. Sollte diese Annahme nicht zutreffen, so müsse 
das Polizeigesetz entsprechend ergänzt werden.  

Stellungnahme des Regierungsrats: Die Annahme des Kantonsgerichts trifft zu und 
wird auch von der ViCLAS-Zentralstelle geteilt. Bei einer Verfahrenseinstellung wegen 
Verjährung wurde der Fall nicht materiell geprüft, d.h. der Verdacht wurde nicht ausge-
räumt. Zu beachten ist, dass die meldepflichtigen Behörden (Gerichte, Staatsanwalt-
schaft, Polizei) im Zweifelsfall das Urteil oder den Einstellungsbeschluss an die ViC-
LAS-Zentralstelle übermitteln. Diese Zentralstelle entscheidet dann, ob die betreffende 
Person im ViCLAS gelöscht wird oder nicht. 

o Weiter führt das Kantonsgericht aus, die meldepflichtigen Behörden gemäss § 45a 
revPolG müssten Kenntnis haben über die erfolgten Einträge im ViCLAS. Aus diesem 
Grund müsse jeder Eintrag im ViCLAS den Strafverfolgungsbehörden und Strafgerich-
ten zur Kenntnis gebracht werden. Daher sei im Gesetz eine Informationspflicht der  
Polizei aufzunehmen.  

Stellungnahme des Regierungsrats: Der Kreis der Personen, die Einsicht in die Einträ-
ge der ViCLAS-Datenbank haben, soll möglichst klein sein. Die Pflege der Datenbank 
soll nicht von den Gerichten und Strafverfolgungsbehörden vorgenommen werden, 
sondern vielmehr von den spezialisierten ViCLAS-Aussenstellen. Die Strafverfolgungs-
behörden, die Gerichte, die Polizei und die Strafvollzugsbehörden melden der ViCLAS-
Aussenstelle die Entscheide und Urteile. Die ViCLAS-Aussenstelle muss dann selbst 
prüfen, ob der betreffende Täter oder die betreffende Täte/in bereits in der Datenbank 
verzeichnet ist oder nicht. Dieses im Konkordat vorgesehene System funktioniert auch 
ohne dass den Gerichten und Strafverfolgungsbehörden bekannt ist, wer im ViCLAS 
bereits verzeichnet ist oder nicht. Deshalb braucht es keinen Meldeweg, wie er vom 
Kantonsgericht vorgeschlagen wird. 
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Der Rechtsdienst des Regierungsrats macht Anregungen in formeller Hinsicht. Diese 
wurden berücksichtigt.  
 
Die CVP stimmt dem Beitritt zum ViCLAS-Konkordat zu. Angesichts der zunehmenden 
Brutalität der Gewalttaten hätten viele Menschen Ängste, weshalb Handlungsbedarf be-
stehe. Die CVP unterstütze jegliche Zusammenarbeit der Kantone, welche zur Optimie-
rung der Effizienz der Polizeiarbeit beitrage. Weiter führt die CVP aus:  

o Da die zu erwartenden Kosten stark von der Anzahl der beitretenden Kantone abhän-
ge, solle unser Kanton nur zusammen mit den anderen Kantonen des Nordwest-
schweizerische Polizeikonkordats beitreten würden.  

Stellungnahme des Regierungsrats: Vergleiche die Ausführungen im Kapitel F. "Finan-
zielles". 

o Es sei der Ausgang der Bundesgerichtsverfahren betreffend Zulässigkeit der Übertra-
gung von Zusatzaufgaben an das Zwangsmassnahmengericht abzuwarten.  

Stellungnahme des Regierungsrats: Vergleiche die Ausführungen in Kapitel E. "Ergeb-
nis des Vernehmlassungsverfahrens", Ziffer 1. 

 
Die EVP stimmt dem Beitritt zum ViCLAS-Konkordat zu. Der Einsatz von modernen com-
putergestützten Mitteln und Methoden sei auch in unserem Land und Kanton unumgäng-
lich.  

o Weiter merkt die EVP an, die zu erwartenden Kosten würden stark von der Anzahl der 
Beitrittskantone abhängen. Der Kanton Basel-Landschaft solle daher nur dem Konkor-
dat beitreten, wenn auch die anderen Kantone des Nordwestschweizerischen Polizei-
konkordats beitreten.  

Stellungnahme des Regierungsrats: Vergleiche die Ausführungen im Kapitel F. "Finan-
zielles". 

o Ferner schlägt die EVP vor, den Bundesgerichtsentscheid betreffend Zulässigkeit von 
Zusatzaufgaben für das Zwangsmassnahmengericht abzuwarten.  

Stellungnahme des Regierungsrats: Vergleiche die Ausführungen in Kapitel E. "Ergeb-
nis des Vernehmlassungsverfahrens", Ziffer 1. 

o Schliesslich geht für die EVP der Zusammenhang mit der bereits bestens funktionie-
renden Datenbank "fedpol" aus der Vorlage nicht hervor, weshalb sie sich dazu Erläu-
terungen wünscht.  

o Stellungnahme des Regierungsrats: Das Bundesamt für Polizei ("fedpol") betreibt zwar 
verschiedene Datenbanken, aber kein Verbrechensanalysesystem wie ViCLAS. Des-
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halb sind die Kantone im Interesse der Verbrechensbekämpfung und -verhütung auf 
den Beitritt zum ViCLAS-Konkordat angewiesen. 

 
Die FDP nimmt erfreut zur Kenntnis, dass den Ermittlungsbehörden mit dem ViCLAS ein 
modernes Instrument zur Aufklärung von Straftaten zur Verfügung gestellt werden soll. Sie 
begrüsst sowohl den Konkordatsbeitritt als auch die vorgeschlagenen Änderungen des 
Polizeigesetzes. Der Pilotversuch habe schon beachtliche Resultate erzielt.  

o Daneben verweist auch die FDP auf die Bundesgerichtsverfahren betreffend Zulässig-
keit von Zusatzaufgaben für das Zwangsmassnahmengericht.  

Stellungnahme des Regierungsrats: Vergleiche die Ausführungen in Kapitel E. "Ergeb-
nis des Vernehmlassungsverfahrens", Ziffer 1. 

o Weiter wirft für das Kantonsgericht zu § 45a Absatz 2 Buchstabe b revPolG, wonach 
die Urteilsinstanz zuständig ist für die Meldung von Freisprüchen an die ViCLAS-
Zentralstelle, die Frage auf, ob dies auch bei der Einstellung eines Verfahrens oder nur 
im Fall eines Freispruchs gelten soll.  

Stellungnahme des Regierungsrats: Das Konkordat sieht eine Datenlöschung bei  
einem Freispruch vor sowie bei einem Entscheid, der den Tatverdacht definitiv aus-
räumt. Bei einer Einstellung des Strafverfahrens kommt es darauf an, aus welchem 
Grund sie erfolgte. Gemäss Artikel 319 CH-StPO kann ein Strafverfahren aus ganz  
unterschiedlichen Gründen eingestellt werden (kein Tatverdacht erhärtet / kein Straftat-
bestand erfüllt / Prozessvoraussetzungen nicht erfüllt / Verzicht auf Strafverfolgung aus 
Rücksicht auf das minderjährige Opfer usw.). Nicht bei jeder Verfahrenseinstellung 
kann von einer "definitiven Ausräumung des Tatverdachts" im Sinne des ViCLAS-
Konkordats gesprochen werden. Die Formulierung von § 45a Absatz 2 revPolG wurde 
etwas präzisiert. Allerdings ist klar festzuhalten, dass es nicht den Meldepflichtigen ob-
liegt, zu entscheiden, ob im ViCLAS eine Datenlöschung erfolgt oder nicht. Vielmehr 
haben die Gerichte im Zweifel alle Fälle zu melden. Es liegt dann an der ViCLAS-
Zentralstelle, den übermittelten (Einstellungs-)Entscheid genau zu prüfen und zu ent-
scheiden, ob die Daten der betreffenden Person im ViCLAS zu löschen sind oder nicht. 

 
Die Grünen verzichten auf eine Stellungnahme. 
 
Die SP stimmt dem Beitritt zum Konkordat zu. Die bisherigen Erfahrungen hätten gezeigt, 
dass die standardisierten Fallbeschreibungen durchaus zur Aufklärung von Delikten beige-
tragen hätten. Allerdings müsse in der Praxis Wert auf die sorgfältige Aufbereitung der 
Daten gelegt werden. Auch werde zu überprüfen sein, ob sich die Delegation der Zustän-
digkeit des Verfahrens betreffend Akteneinsicht an die Datenaufsichtsstelle des Kantons 
Bern bewähre. 
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Die SVP unterstützt den Beitritt zum Konkordat. Das ViCLAS liefere ausserordentlich 
wertvolle Ermittlungsansätze. Gemessen an den Invaliditätskosten oder den Todesfallkos-
ten, die ein Straftäter mit einem schweren Gewaltdelikt an einem Opfer verursache, seien 
die Betriebs- und Investitionskosten geradezu moderat und eine höchst sinnvolle Investition. 
 
Die Wirtschaftskammer Baselland sowie der Arbeitgeberverband Basel verzichten auf 
eine Stellungnahme. 
 
Die Basellandschaftliche Richtervereinigung unterstützt die Vorlage. 
 
Die Advokatenkammer Basel verzichtet auf eine Stellungnahme. 
 
Der Basellandschaftliche Anwaltsverband macht diverse inhaltliche Ausführungen zum 
Konkordat. Auf deren Wiedergabe wird verzichtet, da der Konkordatstext von der KKJPD 
beschlossen ist und inhaltlich nicht mehr verändert werden kann. Ferner äussert sich der 
Anwaltsverband zur Frage der Zulässigkeit von Zusatzaufgaben für das Zwangsmass-
nahmengericht. 

Stellungnahme des Regierungsrats: Vergleiche die Ausführungen in Kapitel E. "Ergebnis 
des Vernehmlassungsverfahrens", Ziffer 1. 
 
Der Verband Basellandschaftlicher Gemeinden verzichtet auf eine Stellungnahme. 
Sieben Gemeinden stimmen der Vorlage ausdrücklich zu, die übrigen Gemeinden verzich-
ten sinngemäss auf eine Stellungnahme6. 
 

                                                 
6 Der VBLG weist in seinen Vernehmlassungen jeweils auf folgenden Delegierten-Beschluss vom 15.03.2001 

hin: "Diejenigen Gemeinden, die keine eigene Vernehmlassung einreichen, schliessen sich der Vernehmlas-
sung des VBLG an. Sie sind bei der Auswertung der Vernehmlassung entsprechend zu beachten." 
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F. Finanzielle Auswirkungen 

Gemäss ViCLAS-Konkordat7 übernimmt der Kanton Bern die Personal- und Infrastruktur-
kosten für den Betrieb der Zentralstelle bei der Kantonspolizei Bern. Die Betriebs- und 
Investitionskosten der Aussenstellen werden durch die an der jeweiligen Aussenstelle an-
geschlossenen Kantone getragen. Lizenzkosten sowie Erneuerungs- und Anschaffungs-
kosten werden unter den Kantonen proportional zur Einwohnerzahl aufgeteilt. Somit ergibt 
sich folgendes Bild: 
 
Kosten Betrag in  

Franken/Jahr 
Bemerkungen 

Personalkosten für den Betrieb 
der Zentralstelle (= Kantons-
polizei Bern) 

637'500 Werden vom Kanton Bern übernom-
men. 

Infrastrukturkosten für den  
Betrieb der Zentralstelle  
(= Kantonspolizei Bern) 

35'000 Werden vom Kanton Bern übernom-
men. 

  
Personalkosten der 5 Aussen-
stellen8

1'275'000 Werden von den Polizeikonkordaten 
übernommen (255'000 Franken pro 
Konkordat) und innerhalb der Kon-
kordate unter den angeschlossenen 
Kantonen aufgeteilt; für BL gemäss 
Bevölkerungszahl: 53'355 Franken.  

Lizenzgebühren 37'500 Die Lizenzgebühren sind geschätzt 
auf Grund älterer Angaben, der defi-
nitive Betrag ist abhängig von Ver-
handlungen. 
Die Lizenzgebühren werden unter der 
Kantonen aufgeteilt, für BL ergibt dies 
1'323 Franken. 

Ausgaben für systembedingte 
Anschaffungen/Erneuerungen 

im Voraus nicht 
bezifferbar 

Werden unter den Kantonen aufge-
teilt. 

 
Für unseren Kanton ist somit jährlich mit Kosten von 53'355 Franken sowie Lizenzkosten 
von 1'323 Franken zu rechnen. Zudem muss sich unser Kanton an Erneuerungen und 
Anschaffungen beteiligen, sofern der Lenkungsausschuss solche beschliesst. Gemäss 
Auskunft der ViCLAS-Zentralstelle sind derzeit keine systembedingte Erneuerungen und 
Anschaffungen im Sinne von Artikel 14 Absatz 3 des Konkordats in Sicht. In näherer Zu-
kunft ist also nicht mit derartigen Kosten zu rechnen. 
 

                                                 
7 vgl. Artikel 14  
8 Die regionalen ViCLAS-Aussenstellen werden durch je einen Vertreterkanton der bestehenden 4 Polizeikon-

kordate (Zentralschweiz, Nordwestschweiz, Ostschweiz, Westschweiz) sowie die Kantons- oder Stadtpolizei 
Zürich besetzt (Artikel 5 Absatz 2 ViCLAS-Konkordat)
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Sollten einzelne Kantone dem ViCLAS-Konkordat nicht beitreten, stellt sich die Frage, wie 
die "finanzielle Lücke" durch einen solchen Ausfall gedeckt würde: 

o Artikel 14 des Konkordats regelt die Konkordats-Finanzierung. Danach werden die Be-
triebs- und Investitionskosten der Aussenstellen durch diese selbst getragen. Das be-
deutet, diese Kosten werden auf die Kantone verteilt, welche der jeweiligen Aussenstel-
le angeschlossen sind. Es ist vorgesehen, dass unser Kanton zusammen mit den Kan-
tonen Aargau, Basel-Stadt und Solothurn die Aussenstelle "Nordwestschweizer  
Polizeikonkordat" bildet. Träten einzelne oder sämtliche dieser drei Kantone dem  
ViCLAS-Konkordat nicht bei, würden die Kosten der Aussenstelle "Nordwestschweizer 
Polizeikonkordat" durch weniger Kantone geteilt respektive unser Kanton müsste im 
Extremfall die gesamten Kosten der nordwestschweizer Aussenstelle (255'000 Fran-
ken) übernehmen. Dieses Szenario ist allerdings nicht realistisch. Mittlerweile ist der 
Konkordatsbeitritt des Kantons Solothurn per 1. Mai 2010 erfolgt, zudem hat der Regie-
rungsrat des Kantons Basel-Stadt seinen diesbezüglichen Ratschlag am 13. April 2010 
an den grossen Rat überwiesen. Im Kanton Aargau ist mit einem Konkordatsbeitritt in 
der zweiten Jahreshälfte 2010 zu rechnen. 

o Artikel 14 des ViCLAS-Konkordats sieht vor, dass die Lizenzkosten sowie die vom Len-
kungsausschuss beschlossenen Ausgaben für systembedingte Erneuerungen und An-
schaffungen proportional zur Einwohnerzahl auf die Mitgliedskantone umgelegt wer-
den. Treten alle Kantone und das Fürstentum Liechtenstein bei, betragen die Lizenz-
kosten für unseren Kanton 1'323 Franken pro Jahr. Treten nicht alle Kantone bei, er-
höht sich der Kostenanteil unseres Kantons, weil sich die gesamten Lizenzkosten von 
zirka 37'500 Franken auf weniger Kantone verteilen. Das Gleiche gilt für die systembe-
dingten Erneuerungen und Anschaffungen in der Zukunft. 

 
Diese Kosten können den Verursachenden weder durch Gebühren noch durch besondere 
(Zweck-)Steuern überwälzt werden. Die Mittel müssen daher dem allgemeinen Staats-
haushalt entnommen werden. Die Kosten im Zusammenhang mit dem ViCLAS-Konkordat 
sind im Budget 2010 nicht enthalten, sie werden erstmals im Budget 2011 unter der 
HRM2-Kontonummer 36310030 aufgeführt sein.  
 
Die Notwendigkeit und Zweckmässigkeit der Zugehörigkeit des Kantons Basel-Landschaft 
zum ViCLAS-Konkordat sowie die daraus resultierenden finanziellen Auswirkungen wer-
den künftig von der Sicherheitsdirektion regelmässig im Sinne von Artikel 129 Absatz 3 
der Kantonsverfassung auf deren Tragbarkeit hin geprüft. 
 
Der Beitritt zum ViCLAS-Konkordat wird zu keiner Veränderung des Stellenbestands füh-
ren. Bereits heute arbeitet die Polizei Basel-Landschaft im Rahmen des Pilotprojekts mit 
dem ViCLAS-System. 
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G. Antrag an den Landrat 

 
Der Regierungsrat beantragt dem Landrat: 

1. die Interkantonale Vereinbarung (bzw. Konkordat) vom 2. April 2009 über die compu-
tergestützte Zusammenarbeit der Kantone bei der Aufklärung von Gewaltdelikten 
(ViCLAS-Konkordat) zu genehmigen (Beilage 1); 

2. die Änderung des Polizeigesetzes und des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen 
Strafprozessordnung gemäss beiliegendem Entwurf zu beschliessen (Beilage 2). 

 
 
 
 
 
Liestal, 25. Mai 2010 Im Namen des Regierungsrates 
 Der Präsident: 
 Wüthrich 
 
 
 
 
 Der 2. Landschreiber: 
 Achermann 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beilagen: 
1. Entwurf des Landratsbeschlusses über die Genehmigung des Konkordatsbeitritts. 
2. Entwurf des Landratsbeschlusses über die Änderung des Polizeigesetzes und des Einfüh-

rungsgesetzes zur Schweizerischen Strafprozessordnung 
3. Synopse Änderung Polizeigesetz und Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafpro-

zessordnung 
4. Interkantonale Vereinbarung vom 2. April 2009 über die computergestützte Zusammenar-

beit der Kantone bei der Aufklärung von Gewaltdelikten (ViCLAS-Konkordat) zusammen mit 
den Erläuterungen und dem ViCLAS-Finanzierungsplan 



  

 Beilage 1 

 
Landratsbeschluss  
über den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung (bzw. Konkordat) 
vom 2. April 2009 über die computergestützte Zusammenarbeit der 
Kantone bei der Aufklärung von Gewaltdelikten (ViCLAS-Konkordat) 
 

vom  

 

 

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst: 

 

1. Die Interkantonale Vereinbarung (bzw. Konkordat) vom 2. April 2009 über die computer-
gestützte Zusammenarbeit der Kantone bei der Aufklärung von Gewaltdelikten (ViCLAS-
Konkordat) wird genehmigt. 

2. Dieser Beschluss unterliegt gemäss den Bestimmungen von § 30 Buchstabe b und § 31 
Absatz 1 Buchstabe c der Kantonsverfassung der obligatorischen oder der fakultativen 
Volksabstimmung. 

 

 

 

Liestal,  Im Namen des Landrates 

 der Präsident:  

  

 

 der Landschreiber: 



Beilage 2 
 

Polizeigesetz (PolG) 
 
Änderung vom 
 
 
 
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst: 
 
I.  
Das Polizeigesetz vom 28. November 19961 (PolG) wird wie folgt geändert: 
 
§ 45a ViCLAS-Konkordat2, Zuständigkeiten 
1 Das Zwangsmassnahmengericht ist zuständig für die Verlängerung der Löschungsfrist in 
Fällen erheblicher Wiederholungsgefahr (Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe b ViCLAS-
Konkordat3). 
2 Zuständig für die Meldung an die ViCLAS-Zentralstelle ist (Artikel 13 Absatz 3 ViCLAS-
Konkordat4): 
a. die Sicherheitsdirektion bezüglich Beginn und Ende einer Freiheitsstrafe oder einer 

stationären Massnahme (Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe d ViCLAS-Konkordat5); 
b. die Gerichte bezüglich Freisprüchen oder anderen Entscheiden mit welchen ein 

Tatverdacht definitiv ausgeräumt wird (Artikel 13 Absatz 1 Buchstaben e und f ViCLAS-
Konkordat6); 

c. die Polizei Basel-Landschaft beziehungsweise die Staatsanwaltschaft bezüglich 
definitiver Ausräumung eines Verdachts (Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe e ViCLAS-
Konkordat7). 

 
II.  
Das Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung (EG StPO) vom 12. März 
20098 wird wie folgt geändert: 
 
§ 14 Absatz 4 
4 Das Zwangsmassnahmengericht nimmt folgende Aufgaben wahr: 
a. Aufgaben gemäss Artikel 18 StPO9; 
b. weitere durch Gesetz übertragene Aufgaben. 
 
 
 

                                                 
1 GS 32.778, SGS 700 
2 GS …….., SGS …….. 
3 GS …….., SGS …….. 
4 GS …….., SGS …….. 
5 GS …….., SGS …….. 
6 GS …….., SGS …….. 
7 GS …….., SGS …….. 
8 GS …….., SGS 250 
9 SR 312.0 



 2

III. Koordinationsbestimmung 

Die Änderungen des Polizeigesetzes und des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen 
Strafprozessordnung sind nur wirksam, wenn die Interkantonale Vereinbarung vom 2. April 
2009 über die computergestützte Zusammenarbeit der Kantone bei der Aufklärung von 
Gewaltdelikten (ViCLAS-Konkordat) zu Stande kommt und der Konkordatsbeitritt durch den 
Landrat sowie in einer allfälligen Volksabstimmung genehmigt wird.  
 
 
IV. Inkrafttreten 

Diese Änderung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. 
 
 
 
 
 
Liestal, Im Namen des Landrates 
 der Präsident:  
 
 
 
 
 der Landschreiber:  



Synopse   Beilage 3 
 

Geltendes Recht 
 

Neues Recht 
(  geänderte Bestimmungen 

fett/kursiv/farbig hervorgehoben) 

Bemerkungen 
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Polizeigesetz (PolG; SGS 700) 
(vom 28. November 1996) 

 
bisher keine Regelung § 45a ViCLAS-Konkordat1, Zuständigkeiten 

1 Das Zwangsmassnahmengericht ist zuständig 
für die Verlängerung der Löschungsfrist in Fällen 
erheblicher Wiederholungsgefahr (Artikel 13 Ab-
satz 1 Buchstabe b ViCLAS-Konkordat). 
2 Zuständig für die Meldung an die ViCLAS-
Zentralstelle ist (Artikel 13 Absatz 3 ViCLAS-
Konkordat): 
a. die Sicherheitsdirektion bezüglich Beginn und 

Ende einer Freiheitsstrafe oder einer stationä-
ren Massnahme (Artikel 13 Absatz 1 Buchsta-
be d ViCLAS-Konkordat); 

b. die Urteilsinstanz bezüglich Freisprüchen oder 
anderen Entscheiden mit welchen ein Tatver-
dacht definitiv ausgeräumt wird (Artikel 13 Ab-
satz 1 Buchstabe e und f ViCLAS-Konkordat); 

c. die Polizei Basel-Landschaft beziehungsweise 
die Staatsanwaltschaft bezüglich definitiver 
Ausräumung eines Verdachts (Artikel 13 Ab-
satz 1 Buchstabe e ViCLAS-Konkordat). 

 

 
Die Interkantonale Vereinbarung (bzw. Konkor-
dat) vom 2. April 2009 über die computerge-
stützte Zusammenarbeit der Kantone bei der 
Aufklärung von Gewaltdelikten (ViCLAS-
Konkordat) erfordert die Regelung von inner-
kantonalen Zuständigkeiten. So muss eine ge-
richtliche Instanz für die Verlängerung der Lö-
schungsfrist bezeichnet werden. Im Weiteren 
müssen die meldepflichtigen Stellen für Frist-
unterbrechungen und -stillstände benannt wer-
den. 

                                                 
1 GS …….., SGS …….. 



Synopse 
 

Geltendes Recht 
 

Neues Recht 
(  geänderte Bestimmungen 

fett/kursiv/farbig hervorgehoben) 

Bemerkungen 
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Einführungesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung (EG StPO; SGS 250) 
(vom 12. März 2009) 

 
 
§ 14 Absatz 4 
4 Das Zwangsmassnahmengericht nimmt die Auf-
gaben gemäss Artikel 18 StPO2 wahr. 

 
§ 14 Absatz 4 
4 Das Zwangsmassnahmengericht nimmt folgen-
de Aufgaben wahr: 
a. Aufgaben gemäss Artikel 18 StPO3; 
b. weitere durch Gesetz übertragene Aufga-
ben. 
 

 
Durch die Erweiterung des Aufgabenbereichs 
des Zwangsmassnahmengerichts (neu sieht 
das Polizeigesetz eine Zuständigkeit zum Voll-
zug des ViCLAS-Konkordats vor), muss § 14 
Absatz 4 erweitert werden. 

 

                                                 
2 SR 312.0 
3 SR 312.0 
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